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Die Änderung des niedersächsischen
Schulgesetzes hat inzwischen eine sol-
che Bedeutung erlangt, dass sowohl

die SPD als auch Bündnis 90/Die Grünen ei-
gene Gesetzentwürfe in den Landtag einge-
bracht haben. Laut Minister Busemann zei-
gen alle drei Vorlagen, dass es trotz des
schul- und bildungspolitischen Tagesstreits
ein über die Fraktionen hinweg gemeinsames
Ziel für die Schulen gibt. Die Umsteuerung zur
so genannten Output-Steuerung wäre dem-
nach bildungspolitisches Programm aller Par-
teien im Landtag. Im Folgenden sollen  die
Vorschläge der SPD einer näheren Betrach-
tung unterzogen werden.

Der von der SPD-Fraktion in den Landtag ein-
gebrachte Gesetzentwurf zur „Stärkung der
Selbstständigkeit der Schulen“ will, wie der Re-
gierungsentwurf von CDU und FDP, die Schul-
leitung stärken und die Rechte der Gesamtkon-
ferenz einschränken. Auf der anderen Seite gibt
er im pädagogischen Bereich den Schulen eini-
ge Gestaltungsfreiheiten. 

Die Schulleitung stärken
und Rechte der
Gesamtkonferenz einschränken

In § 32 sieht der Gesetzentwurf der SPD vor,
dass Schulen unter bestimmten Voraussetzun-
gen von bestehenden Erlassen und Verfügun-
gen abweichen können, wenn sie dadurch nicht
die in Rahmenrichtlinien und Bildungsstandards
festgelegten Ziele gefährden. Auch die Ver-
gleichbarkeit der Schulabschlüsse muss weiter-
hin gewährleistet sein. Abweichungen brauchen
eine Mehrheit von zwei Dritteln der Gesamtkon-
ferenz,  die Schulbehörde ist dann nur noch zu
informieren. Hinsichtlich Unterrichtsorganisati-
on und -gestaltung sowie bei der Messung der

Schülerleistungen und ihrer Bewertung können
Schulen versuchen, ein eigenes Profil zu ent-
wickeln. Mit Zustimmung der Schulbehörde
dürfen sie dann auch von Rechtsverordnungen
abweichen. „Die Schulen haben ein verbrieftes
Recht darauf, von den Vorgaben aus Hannover
abzuweichen. Für uns ist wichtig, dass pädago-
gische Freiheit kein Gnadenakt des Kultusminis-
teriums ist“, kommentiert die bildungspolitische
Sprecherin der SPD-Fraktion, Ingrid Eckel, die-
se Regelung. Hiermit glaubt die SPD die Zag-

haftigkeit des Regierungsentwurfs überwinden
zu können, offen bleibt jedoch, ob denn auch
die Ressourcen zur Verfügung gestellt werden,
damit Schulen eigene Wege gehen können. 

Wie auch im Regierungsentwurf soll gesetz-
lich das Recht verankert werden, ein Budget
„nach näherer Bestimmung im Haushaltsplan“
zu bewirtschaften und ein eigenes Girokonto zu
führen. Die SPD schafft hier die Grundlage
dafür, dass Schulen ein Budget bekommen und
ihr Personal selbstständig einstellen. Hier be-
steht die große Gefahr, dass den Schulen letzt-
endlich doch nur das Recht bleibt, den Mangel
zu verwalten – und zu verantworten.

Die Schulen werden verpflichtet „die beson-
deren Ziele und Schwerpunkte ihrer Arbeit so-
wie Schritte zur Zielerreichung in einem Schul-
programm“ (§ 32 a) festzulegen. Alle zwei Jahre
sind durch eine interne Evaluation die festgeleg-
ten Ziele zu überprüfen. In § 121 wird die Nie-
dersächsische Schulinspektion (externe Evalua-
tion)  als eigenständige nachgeordnete Behörde
des Kultusministeriums gesetzlich verankert.
Sie erhält – wie eine klassische Schulbehörde –
zwar kein Weisungsrecht gegenüber den Schu-
len, kann aber Vorschläge zur Qualitätssteige-
rung unterbreiten.

Beschlusskompetenzen 
können auf „Schulkonferenz“ 
übertragen werden

Ähnlich wie die Landesregierung will die
SPD die Stellung von Schulleiterin bzw. Schul-
leiter deutlich stärken und die Rechte der Ge-
samtkonferenz einschränken. Für die Gesamt-
konferenz gibt es auch im SPD-Entwurf einen
abschließenden Katalog von Zuständigkeiten,
in allen anderen wesentlichen Angelegenheiten
kann sie nur Grundsätze beschließen. Die All-
zuständigkeit wird  somit auch hier gestrichen.
Und auch hinsichtlich des Aufgabenkataloges
gibt es so gut wie keine Unterschiede zum
Entwurf von CDU und FDP. Die Schulleitungen
„sollen die personal- und dienstrechtlichen Be-
fugnisse wahrnehmen, die der Schule übertra-
gen werden“, heißt es in der Presseerklärung

Gesetzentwurf der SPD zur „Stärkung der
Selbstständigkeit der Schulen“ 

Auch die SPD bereitet Output-
Steuerung der Schulen vor

Gemeinsam den Schulgesetzentwurf der SPD vorgestellt: Der SPD-Landesvorsitzende Garrelt
Duin (links) und der SPD-Fraktionsvorsitzende Wolfgang Jüttner.  
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SPD will Aufhebung der Schulbezirke für Grundschulen 

Freier Markt bei der Grundschulwahl
Der Gesetzentwurf der SPD sieht in § 63 vor,

dass die Schulträger in Zukunft nicht mehr
verpflichtet sind, für die Grundschulen Schul-
bezirke festzulegen.

Bisher heißt es im entsprechenden Paragra-
phen des Schulgesetzes: „Im Primarbereich
legen die Schulträger für jede Schule einen
Schulbezirk fest …“ Damit können sie die
Schülerströme im Grundschulbereich lenken.
„Wenn sich die Schulen unterschiedliche Pro-
file geben, müssen die Eltern auch die ihnen
am besten erscheinende Schule frei aus-
wählen können … Außerdem wollen wir, dass
die Schulen in einen Wettbewerb um die bes-
ten pädagogischen Konzepte eintreten“, kom-
mentiert die SPD ihren Vorschlag.

In NRW verfolgt die CDU das gleiche Ziel für
das Schuljahr 2008/2009. Eine „vorsichtige
Empfehlung“ für diesen Schritt gab dort die
Unternehmensberatung McKinsey. 

Die GEW lehnt die Aufhebung der Schulbe-
zirke ab. Sie kann die Gettobildung in be-
stimmten Stadt- und Ortsteilen beschleuni-
gen, weil finanziell besser gestellte Eltern dann
ihre Kinder auf weiter entfernte Schulen mit
besserem Ruf schicken werden. Der „freie
Markt bei der Grundschulwahl“ erhöht die Ge-
fahr, dass Elitegrundschulen entstehen.
Außerdem ist es für jüngere Kinder sehr wich-
tig, Schule und Freizeit mit Gleichaltrigen zu
teilen. Diese Einheit würde mit der Aufhebung
der Bezirke verschwinden.

In NRW warnen die kommunalen Spitzen-
verbände und GEW und VBE davor, die Schu-
len einem an betriebswirtschaftlichen Prinzi-
pien orientierten Wettbewerb auszusetzen.
Schulen seien keine Betriebe. Der Städtetag in
NRW moniert, dass es auf absehbare Zeit kei-
ne fairen Wettbewerbsbedingungen geben
werde. hs



der SPD-Fraktion. Schulleiterinnen und Schul-
leiter werden also Dienstvorgesetzte, die zwar
(vorerst?) keine Disziplinarbefugnisse erhalten,
aber insbesondere mit einem Beurteilungs-
recht ausgestattet werden können. Inwieweit
sie für Abordnungen und Versetzungen sowie
für Beförderungen zuständig sind, soll aller-
dings erst nach Abschluss des Modellversuchs
„ProReKo“ entschieden werden. Auch ihre Zu-
ständigkeit für Einstellungen ist noch nicht
festgeschrieben. 

Die SPD muss sich im Zusammenhang der
Schulgesetzänderungen noch nicht festlegen,
welche Kompetenzen sie letztendlich der Lei-
tung gibt. Sie schafft mit den hier skizzierten
Regelungen aber die schulgesetzliche Grund-
lage dafür, die Stellung der Schulleiter bzw.
der Schulleiterinnen dahingehend zu stärken,
dass sie auch Personal aus dem Schulbudget
einstellen, befördern und Disziplinarbefugnisse
erhalten.

Wegen der hohen Anforderungen an die Lei-
terinnen und Leiter selbstständiger Schulen
soll die Bestellung zunächst befristet auf drei
Jahre erfolgen (§ 45 Abs. 3). Die Einrichtung
einer Kollegialen Schulleitung ist künftig nicht
mehr an die Genehmigung der Schulbehörde
gebunden. In § 39 wird die auch bisher schon
gegebene Möglichkeit deutlicher formuliert,

dass die Gesamtkonferenz Beschlusskompe-
tenzen auf eine sog. Schulkonferenz übertra-
gen kann. In diesem Gremium können die Pa-
ritäten zwischen Lehrkräften, Eltern sowie
Schülerinnen und Schülern anders festgelegt
werden als in der Gesamtkonferenz. Ein Drittel
der Mitglieder müssen Lehrkräfte sein. Soll die
Schulkonferenz auch für die Festlegung der
Grundsätze der Leistungsbewertung, der
Zeugnisse, Versetzungen, Abschlüsse usw. zu-
ständig sein, muss der Anteil der Lehrkräfte
bei mindestens 50 Prozent liegen.

Unterstützung durch 
„Schulbeirat“

Dies sind Regelungen, die sich im Entwurf
der Landesregierung nicht finden lassen. Sie
sind zwar  grundsätzlich nicht neu, aber
durchaus interessant und unter Umständen
insbesondere für größere Schulen geeignet.
Den Abbau der Rechte der Gesamtkonferenz
gleichen sie aber keineswegs aus.

Die Entwurf sieht weiterhin vor, dass sich
die Schulen bei der Erfüllung ihres Schul-
programms durch einen Schulbeirat unter-
stützen lassen können, dem auch außer-
schulische Personen angehören, „die sich
der Schule besonders verbunden fühlen“
(Pressemitteilung der SPD). Der Beirat ist
kein Beschlussgremium, sondern gibt Anre-
gungen und Empfehlungen. Über Einrich-

tung und Zusammensetzung entscheidet die
Gesamtkonferenz. Anders als im Regie-
rungsentwurf, der verlangt, dass ein solcher
Beirat eingerichtet werden „soll“, sieht die
SPD hier eine Kann-Regelung vor und er-
weitert damit den Spielraum der Schule.

Positiv zu beurteilen ist, dass der SPD-
Vorschlag kein grünes Licht für die im Regie-
rungsentwurf vorgesehene Einführung von
Sponsoring und „1-Euro-Jobs“ an Schulen
gibt. Auch die Verpflichtung zur Teilnahme an
statistischen Erhebungen und Umfragen ist
nicht vorgesehen. Und im Gegensatz zur Re-
gierung sieht die SPD konkrete Vorschläge
zur  Vergrößerung der pädagogischen Ge-
staltungsfreiheit der Schulen vor. 

Festzustellen ist, dass es zwar Unterschie-
de zwischen den Entwürfen gibt, sie in den
zentralen Fragen der Schulverfassung aber
nicht weit auseinander liegen. 

Im Kern haben beide Entwürfe zum Ziel, die
niedersächsische Schulverfassung grundle-
gend zu ändern: Die Schulleitung wird ge-
stärkt, demokratische Beteiligungsrechte der
Beschäftigten, der Schülerinnen und Schüler
und der Eltern werden abgebaut und „Eigen-
verantwortung“, Schulprogramm und Evalua-
tion sowie Inspektion werden als zentrale Ins-
trumente der neuen Steuerung von Schulen
installiert.

CORDULA MIELKE / HENNER SAUERLAND

Nach fünf Jahren fand Europas größte
Bildungsmesse, die didacta, vom 20.
bis 24. Februar 2006 wieder einmal in

Hannover statt. Mehr als 70.000 Besucherin-
nen und Besucher nutzten die Gelegenheit,
sich bei 749 Ausstellern über Produkte,
Trends und Themen in den Bereichen Kinder-
garten, Schule/Hochschule, Ausbildung und
Weiterbildung zu informieren und an Diskussi-
onsveranstaltungen teilzunehmen.

Die GEW war in Halle 17 mit einem Stand
vertreten, an dem während der gesamten Öff-
nungszeit in der Mehrzahl niedersächsische
Kolleginnen und Kollegen aus dem Schul-
hauptpersonalrat, aus Schulbezirkspersonal-
räten und dem Bereich Jugendhilfe und Sozi-
alarbeit  für Gespräche bereitstanden und In-
formationsmaterial verteilten, unter anderem
eine eigens für die didacta zusammengestell-
te Broschüre zum neoliberal geprägten
Schulprojekt der sogenannten Eigenverant-

wortlichen Schule. Auch der DGB war präsent
und stellte sein Projekt „Schule und Arbeits-
welt“ vor.

Der GEW-Stand wurde sehr gut angenom-
men. Viele GEW-Mitglieder schauten einfach
mal vorbei oder sprachen – wie zahlreiche
Nichtmitglieder – die eine oder andere Frage
an. Wer wollte, konnte sich in einem Café et-
was vom Messetrubel erholen. Auch Eintritte
in die GEW waren zu verzeichnen. Zum GEW-
Messeauftritt gehörten ebenso verschiedene
Veranstaltungen zu Kita-, hochschul- und
schulpolitischen sowie pädagogischen The-
men, so zum Beispiel zur Zukunft der Ge-
samtschulen als Alternative mit einem promi-
nenten Referenten: Rainer Domisch, Coun-

sellor of Education beim finnischen Zentral-
amt für Unterrichtswesen, der obersten finni-
schen Schulbehörde, der von der GEW als
Referent gewonnen worden war.

Vor allem Mittwoch, der 22. Februar stand
im Zeichen des Streiks im öffentlichen Dienst.
Streikende pädagogische Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter und angestellte Lehrkräfte
verlegten ihr Streiklokal zum GEW-Stand, wo
sie vom Landesvorsitzenden Koll. Eberhard
Brandt begrüßt wurden. Danach informierten
auch sie die Messe-Besucherinnen und -Be-
sucher über die den Bildungsbereich massiv
betreffende Auseinandersetzung über die
Länge der künftigen  Arbeitszeiten und die
Höhe der Gehälter. rl

Streikende pädagogische Mitarbeiter verlegen ihr Streiklokal zum GEW-Stand und nutzen die Gele-
genheit um Messebesucher über den Arbeitskampf zu informieren. 
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70.000 Besucher bei der
didacta, Europas
größter Bildungsmesse

GEW-Stand
zum
Streiklokal
umfunktioniert
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